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STELLUNGNAHME 

Entwurf zur Berichterstattungsverordnung 2022 
 

 
Im Dezember 2019 hat die Bundesregierung das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) verab-
schiedet. Von den 13 Rechtsverordnungen, die das BEHG beinhaltet, wurden nun zwei Verordnungs-
entwürfe zur Anhörung an die betroffenen Verbände gesendet. Die WVMetalle begrüßt die Möglich-
keit zur Stellungnahme und insbesondere die angemessene Dauer dieser Länder- und Verbändebe-
teiligung. 
 
Im Gesetz ist vorgesehen, dass vor Inkrafttreten des nationalen Emissionshandelssystems (nEHS) die 
Regelungen zur Vermeidung von Carbon Leakage und die ex-ante Befreiung von Anlagen, die vom 
EU-Emissionshandelssystem (ETS) erfasst sind, feststehen. Letzteres soll die Berichtserstattungsver-
ordnung 2022 (BeV 2022) adressieren, zur der im Folgenden Stellung bezogen wird. 
 
Vermeidung von Doppelerfassung und Doppelbelastung 

Die BeV 2022 regelt insbesondere die Ermittlung der Brennstoffemissionen, die Methodik der Be-
richterstattung sowie die Vermeidung von Doppelerfassungen (§ 10) und Doppelbelastungen der 
vom ETS erfassten Anlagen (§ 11).1  
 
ETS- und nEHS-Zertifikatekosten fallen bei unterschiedlichen Akteuren an: die ETS-Zertifkatekosten 
beim Emittenten (downstream), die nEHS-Kosten beim Verantwortlichen (upstream), der die Kosten 
an Nachfrager bzw. Anlagenbetreiber weiterreicht. Der Verordnungsgeber muss demnach einen 
nicht direkt am nEHS beteiligten von einer Doppelbelastung befreien. Hierfür soll der Verantwortli-
che auf Grundlage des im jeweiligen Folgejahr vorliegenden ETS-Emissionsberichtes von einer Zertifi-
katsabgabepflicht freigestellt werden. Dies stellt jedoch keine vollumfängliche, rechtssichere ex-ante 
Befreiung der ETS-Anlagen sicher, sondern zielt eher auf eine ex-post Kompensation ab. Im Gegen-
satz zu einer ex-ante Befreiung resultiert hieraus jährlich ein erheblicher Liquiditätsentzug für die Un-
ternehmen der Nichteisen(NE)-Metallindustrie. Die hohe Relevanz der Liquidität ist nicht zuletzt in 
der Corona-Krise sichtbar geworden, weshalb die Bundesregierung hier schnell gehandelt hat. Ein 
weiterer, hoheitlich induzierter Liquiditätsverlust gerade zu Rezessionszeiten verschlechtert unver-
schuldet die Situation der betroffenen Unternehmen und wirkt damit den Maßnahmen der Bundes-
regierung zur Bewältigung der Corona-Krise zuwider. 
 
In der Begründung zu § 11 ist angegeben, es bestehe „durch die spätere Abzugsmöglichkeit bereits 
zum Zeitpunkt der Lieferung keine Veranlassung, Zertifikatskosten nach Brennstoffemissionshandels-
gesetz weiterzugeben“. Dies eröffnet jedoch Spielraum bei der Auslegung der BeV 2022, da die kon-
krete Abzugsmöglichkeit (§§ 10, 11) zwischen den Vertragsparteien weiterhin unklar ist. Es bedarf 
stattdessen einer für Verantwortliche und Nachfrager rechtssichere Regelung, die an ETS-Anlagen 
gelieferte Brennstoffe zum Zeitpunkt der Lieferung, spätestens zum Zeitpunkt der Rechnungsstel-
lung, vom nationalen CO2-Preis befreit. Nur so kann o.g. Liquiditätsentzug vermieden werden. Dabei 
darf es keine Rolle spielen, ob ein direktes oder indirektes Lieferverhältnis besteht. 
 

 

1 Sofern nicht anders angegeben, beziehen sich alle Paragraphen auf die BeV 2022. 
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Der BDI hat hierzu im Juni einen Maßnahmenvorschlag zur Befreiung und Kompensation von ETS-An-
lagen vorgelegt (s. Anhang). Für die sich daraus ergebenden Ergänzungen an § 11 möchten wir auf 
die Stellungnahme des BDI verweisen. 
 
Überwachungsplan und Verifizierung 

In 2021 und 2022 soll die Notwendigkeit zur Übermittlung eines Überwachungsplans (§ 3) und die 
Verpflichtung zur Verifizierung der Angaben des BEHG-Emissionsberichts (§ 7) entfallen. Die WVMe-
talle begrüßt das vereinfachte Verfahren hier. 
 
Verschiebung der Nachkauffrist 

Bis 2025 sieht das BEHG fixe, jährlich steigende CO2-Preise vor; erst anschließend soll sich der Preis in 
einem Korridor gemäß Angebot und Nachfrage bilden. Gerade in dieser Phase steigender Festpreise 
darf es für die Verantwortlichen keine unverhältnismäßigen Restriktionen bei der Beschaffung von 
Zertifikaten zum Preis des jeweiligen Kalenderjahrs geben. Wenn für Verantwortliche das Risiko be-
steht, Zertifikate für das aktuelle Jahr zum höheren Preis des Folgejahres nachkaufen zu müssen, 
werden die Verantwortlichen diese Kosten bzw. die Kosten für die Absicherung dieses Risikos an die 
Nachfrager weiterreichen.  
  
Nach § 11 Abs. 4 sollen nachträgliche Korrekturen bei ETS-Anlagen nicht zu einer nachträglichen Kor-
rektur des Emissionsberichts und damit auch nicht zu einer nachträglichen Korrektur der Menge der 
für dieses Jahr abzugebenden Emissionszertifikate führen. Erst für das Berichtsjahr, in dem der ETS-
Emissionsbericht die Korrekturmenge feststellt, ist die von der Korrektur betroffene Differenzmenge 
auf die Abzugsmenge für ETS-Anlagen anzurechnen. Dies bedeutet für den BEHG-Verantwortlichen, 
dass er ggf. Zertifikate zu einem dann höheren Preis nachkaufen muss. 
 
Um dies zu vermeiden, muss die in § 10 Abs. 2 BEHG festgelegte Frist (28.02.) verlängert werden. Der 
verifizierte ETS-Emissionsbericht muss zum 31.03. des Folgejahres eingereicht werden. Damit Korrek-
turen im ETS-Emissionsbericht berücksichtigt werden können, sollte der Kauf von Emissionsberechti-
gungen für das Vorjahr auch nach dieser Frist möglich sein. Zudem endet die Frist der Energiesteuer-
anmeldung am 31.05. des Folgejahres. Die Daten der Energiesteueranmeldung sind für die Ermittlung 
des Zertifikatebedarfs von Bedeutung, da diejenige Brennstoffmenge relevant ist, „die der Verant-
wortliche nach den für dieses Kalenderjahr geltenden Vorgaben des Energiesteuerrechts in den Steu-
eranmeldungen zur Berechnung der Energiesteuer anzugeben hat“ (§ 5. Abs 2). Die Nachkauffrist 
sollte daher vom 28.02. auf den 30.09. verschoben werden. 
 
 
Die WirtschaftsVereinigung Metalle (WVMetalle) vertritt die wirtschaftspolitischen Anliegen der 
Nichteisen-Metallindustrie mit 110.867 Beschäftigten in 654 Unternehmen. Im Jahre 2018 erwirt-
schaftete die Branche eine Produktion in Höhe von 8,3 Millionen Tonnen und einen Umsatz in 
Höhe von 52,4 Milliarden Euro. 
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